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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike 
Gote, Jürgen Mistol, Gisela Sengl, Kerstin Celina, 
Ulrich Leiner und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN) 

Arbeit der Ausländerbehörden vor Ort stärken und 
verankern 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, die neu einge-
führte Verwaltungsebene der Zentralen Ausländerbe-
hörde wieder abzuschaffen und Aufgaben sowie Stel-
len in die Ausländerbehörden der Kreise zu übertra-
gen, um so die Arbeit vor Ort zu stärken und zu ver-
ankern. 

Begründung: 

Durch den Aufbau der Zentralen Ausländerbehörden 
sollten nach Vorstellung der Staatsregierung die 
Kreisverwaltungsbehörden entlastet werden. In der 
Praxis zeigen sich jedoch viele Reibungs- und Zeitver-
luste. Ebenso ist ein Teil der vorgesehenen Stellen 
nach wie vor nicht besetzt. Kreisverwaltungsbehörden 
sind näher an der Lebensrealität der Geflüchteten vor 
Ort im Landkreis verankert. Mit der Verlagerung der 
Aufgaben auf die Zentralen Ausländerbehörden kam 
es infolgedessen zu einem schlechteren Aufgaben-
vollzug. Das vorhandene Know-how und die Netzwer-
ke vor Ort in den Ausländerbehörden werden nicht 
mehr eingebunden. Es ist nicht nachvollziehbar, wa-
rum Geflüchtete zum Beispiel wegen einer einfachen 
Duldungsverlängerung von vier Wochen mehrstündi-
ge An- und Abfahrten zurücklegen müssen und die 
Kosten für die langen Anfahrten wiederum allenfalls 
bei den regionalen Sozialämtern erstattet werden 
können. Teilweise werden den Geflüchteten diese 
Kosten gar nicht erstattet. 

Bisweilen müssen Geflüchtete zu den Zentralen Aus-
länderbehörden anreisen, nur um einen Antrag an der 
Pforte abzugeben, ohne überhaupt ein persönliches 
Gespräch mit den zuständigen Sachbearbeitern und 
Sachbearbeiterinnen führen zu können. Oft können 
auch Entscheidungen nicht getroffen werden, weil die 
Akten von der Zentralen Ausländerbehörde zur Aus-
länderbehörde oder andersherum noch unterwegs 
sind und nicht vorliegen. Gespräche vor Ort zeigten 
den Missstand auf, dass scheinbar bis zu zwei Wo-
chen vergehen können, bis Akten an die Zielbehörde 
oder Dienststelle übersandt werden. Diejenigen, die 
eine Arbeitserlaubnis haben, verlieren dadurch seit 
der Umorganisation immer wieder ganze Arbeitstage. 
Um zu versuchen, sich die teilweise erheblichen Rei-
sekosten erstatten zu lassen, muss erneut eine Fahrt 
zum Sozialamt des Kreises angetreten werden. 

Immer wieder wird berichtet, dass Geflüchtete nach 
ihrer Überstellung an die Zentrale Ausländerbehörde 
ihre Arbeitserlaubnis aberkannt wird. Eine Übersicht, 
wie viele der Geflüchteten in Bayern zum Beispiel 
arbeiten dürfen und wie viele nicht, ist nach wie vor 
laut Aussage der Staatsregierung nicht möglich. Eine 
Evaluierung der Vor- und Nachteile der Arbeit der 
Zentralen Ausländerbehörden wurde ebenso abge-
lehnt, wie auch die Reflektion einer grundsätzlichen 
Schaffung der neuen Behördenebene. Die Abschaf-
fung der Zentralen Ausländerbehörden dient dem 
Bürokratieabbau. 
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Beschlussempfehlung und 
Bericht 

des Ausschusses für Verfassung, Recht und 
Parlamentsfragen 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Christine Kamm u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/20538 

Arbeit der Ausländerbehörden vor Ort stärken und 
verankern 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatterin: Christine Kamm 
Mitberichterstatter: Karl Straub 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Verfas-
sung, Recht und Parlamentsfragen federfüh-
rend zugewiesen. Der Ausschuss für Fragen 
des öffentlichen Dienstes und der Ausschuss 
für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration haben den Antrag mitberaten. 
 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag 
in seiner 85. Sitzung am 15. März 2018 bera-
ten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen 
Dienstes hat den Antrag in seiner 72. Sitzung 
am 17. April 2018 mitberaten und mit folgen-
dem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend, Familie und Integration hat den Antrag 
in seiner 81. Sitzung am 19. April 2018 mitbe-
raten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Zustimmung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Franz Schindler 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hartmann, 
Christine Kamm, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, 
Gisela Sengl, Kerstin Celina, Ulrich Leiner und Fraktion (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/20538, 17/21837 

Arbeit der Ausländerbehörden vor Ort stärken und verankern 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Reinhold Bocklet 

I. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Abstimmung

über eine Europaangelegenheit und Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 6)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 6)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich jetzt um sein Handzeichen. – Das sind die Fraktionen der CSU, der 

SPD, der FREIEN WÄHLER und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN. Gibt es Ge­

genstimmen? – Keine Gegenstimmen. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung­

en. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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